SATZUNG
Uber die Entschadigung von Ratsmitgliedern
und anderen ehrenamtlich Téatigen bei der Stadt Diepholz

Aufgrund der 88 55 Absatz 1, 44 Absatz 1 des Niedersachsischen Kommunalverfassungs-
gesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt geandert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 28.04.2026 (Nds. GVBI. S. 700), hat der Rat der Stadt Diepholz in sei-
ner Sitzung am 15.12.2011 folgende Satzung beschlossen, zuletzt gedndert durch Be-
schluss des Rates vom 08.12.2021:

Abschnitt |
- Mitglieder kommunalrechtlicher Vertretungen und Ausschisse -
§1
Art der Tatigkeit; Entschadigungsanlasse und -arten

(1) Die Mitglieder kommunalrechtlicher Vertretungen (Ratsmitglieder und nicht dem Rat
angehodrende Ausschussmitglieder) leisten ihre Tatigkeit fur die Stadt Diepholz
grundsétzlich ehrenamtlich und unentgeltlich.

(2) Eine Entschadigung fiur die Tatigkeit nach Absatz 1 wird - soweit gesetzlich nichts
anderes bestimmt ist - nur nach den Vorschriften des Abschnitts | dieser Satzung
gewahrt.

(3) Entschadigungsfahig ist dem Grunde nach, der Aufwand der Mitglieder kommunal-
rechtlicher Vertretungen (Ratsmitglieder und nicht dem Rat angehodrende Aus-
schussmitglieder) aus Anlass der Teilnahme an Sitzungen

a) des Rates und des Verwaltungsausschusses,

b) der vom Rat gebildeten Fachausschisse,

c) der Fraktionen (8 57 NKomVG) sowie

d) von Organen anderer Organisationen oder Unternehmen (,externe Gremien®),
die selbst keine Entschadigung zahlen, sofern Ratsmitglieder aufgrund eines
Beschlusses des Rates oder Verwaltungsausschusses in das jeweilige externe
Gremium entsandt worden sind.

Fir die Teilnahme an Besprechungen, Tagungen, Verhandlungen, Besichtigungs-
fahrten, représentativen u. a. Anldssen aul3erhalb von Sitzungen nach Satz 1
Buchst. a) bis d) wird eine Entschadigung nur gewahrt, wenn die Teilnahme vom
Rat oder Verwaltungsausschuss vor dem jeweiligen Termin genehmigt wurde.

(4) Die Entschadigung des Aufwands fur die Mitglieder kommunalrechtlicher Vertretun-
gen erfolgt ausschlieRlich durch

a) Auslagenersatz in Form einer funktionsbezogenen Aufwendungspauschale (8§ 2),
b) pauschaliertes, anlassbezogenes Sitzungsgeld (§ 3),

¢) pauschalierten Fahrtkostenersatz sowie Reisekostenentschadigung (8 4),

d) hochstbetragsbegrenzte, anlassbezogene Verdienstausfall-Erstattung (8§ 5),

e) Sachkostenpauschalen fiir die digitale Gremienarbeit (8 5a)

nach Maf3gabe der 88 2 bis 5a dieser Satzung.

§2
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Aufwendungspauschale

Zur Abgeltung des Anspruchs auf Ersatz ihrer Auslagen nach 88 55 Absatz 1, 44
Absatz 1 Satz 1 NKomVG, mit Ausnahme des Verdienstausfalls und der Fahrtkos-
ten, erhalten die Ratsmitglieder unabhangig von den tatsachlich durch die Ausibung
der Funktion entstehenden Auslagen monatlich folgende Aufwendungspauschale:

a) Ratsmitglieder: Grundpauschale 180,00 €
b) Beigeordnete: Funktionspauschale 180,00 €
c) Ratsvorsitzende/r: Funktionspauschale 150,00 €
d) Stellvertretende/r Blrgermeister/in: Funktionspauschale 320,00 €
e) Fraktionsvorsitzende/r: Funktionspauschale 380,00 €
f)  Gruppensprecher/in: Funktionspauschale 380,00 €

g) Doppelfunktion Fraktionsvorsitzende/r Funktionspauschale 480,00 €
und stellvertretende/r Burgermeister/in

Die Funktionspauschale nach Absatz 1 Buchstabe b) bis f) wird zusatzlich zur
Grundpauschale nach Absatz 1 Buchstabe a) gewahrt.

Nimmt ein Ratsmitglied mehrere der in Absatz 1 Buchstabe b) bis f) genannten
Funktionen wahr, so wird nur die jeweils hdchste Funktionspauschale gewéhrt.

Die Aufwendungspauschale wird monatlich nachtraglich zum 15. des Folgemonats
gezahlt.

Sofern ein Ratsmitglied die jeweilige Funktion nach Absatz 1 nicht wahrend eines
gesamten Kalendermonats ubertragen war, erfolgt keine anteilige Kirzung der
Funktionspauschale. Gleiches gilt fir die Grundpauschale bei Beginn und Ende ei-
ner Ratsmitgliedschaft im Laufe eines Kalendermonats.

Ist ein Ratsmitglied mit gleichzeitiger Funktion nach Absatz 1 Buchstabe b) bis f)
langer als 3 Kalendermonate ununterbrochen an der Wahrnehmung der jeweiligen
Funktion gehindert, ruht der Anspruch auf die Funktionspauschale vom Beginn des
vierten Kalendermonats der Verhinderung an fur die Dauer der ununterbrochen fort-
bestehenden Verhinderung. Mit Beginn des Ruhens des Anspruchs auf die Funkti-
onspauschale wird diese Pauschale der/dem jeweils benannten standigen Vertre-
ter/in gewahrt. Absatz 2 gilt in diesen Fallen entsprechend.

Die nicht dem Rat angehérenden Ausschussmitglieder erhalten keine Aufwen-
dungspauschale.

§3
Sitzungsgeld

Fur die Teilnahme an Sitzungen und anderen Anlédssen im Sinne des § 1 Absatz 3,
nicht jedoch fur die Mitwirkung bei reprasentativen Terminen, erhalten Ratsmitglie-
der, die als ordentliches Mitglied des jeweiligen Gremiums oder deren/dessen Ver-
treter/in teilnehmen, neben der Aufwendungspauschale nach 8§ 2 ein Sitzungsgeld.
Das Sitzungsgeld wird unabhangig von Uhrzeit und Dauer der Sitzung, der tatsach-
lichen Dauer der Anwesenheit und der in der Sitzung ausgeibten Funktion pau-
schaliert in Hohe von 30,00 € je Sitzung gezahlt.

Sofern Ratsmitgliedern ausschlieRlich aufgrund der Teilnahme an Sitzungen oder
anderen Anlassen im Sinne von § 1 Absatz 3 zusatzliche Aufwendungen fir die Be-
treuung ihrer Kinder, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, entstehen,
erhalten sie zur Deckung dieser Aufwendungen ein erh6htes Sitzungsgeld.
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Das erhohte Sitzungsgeld wird jedoch nur gewahrt, wenn flr den Zeitpunkt der je-
weiligen Sitzung ein tatséchlicher finanzieller Aufwand fir die Kinderbetreuung
nachgewiesen wird. Das erhOhte Sitzungsgeld wird unabhangig von der Funktion
des Ratsmitgliedes, der Dauer der Sitzung, der dort ausgetibten Funktion und der
Hohe der tatsachlichen Kinderbetreuungsaufwendungen pauschaliert in Héhe von
40,00 € je Sitzung gewabhrt.

(4) Fur die Zahlung des Sitzungsgeldes gilt 8 2 Absatz 3 entsprechend, mit der Mal3ga-
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be, dass Sitzungsgelder fir Fraktionssitzungen zum 15. des Monats gezahlt wer-
den, der dem Monat folgt, in dem der Nachweis Uber die Sitzung und die Teilneh-
mer vorgelegt wurde.

Die nicht dem Rat angehdrenden Ausschussmitglieder erhalten Sitzungsgeld nach
Absatz 2.

84
Fahr- und Reisekostenersatz

Die Ratsmitglieder erhalten neben Aufwendungspauschale nach § 2 und Sitzungs-
geld nach § 3 eine Fahrkostenerstattung fur die Teilnahme an Sitzungen und ande-
ren Anlassen im Sinne von § 1 Absatz 3, die im Gebiet der Stadt Diepholz stattfin-
den, wenn die Entfernung zwischen der Wohnung und dem Rathaus der Stadt
Diepholz als regelméaRigem Sitzungsort mehr als 5 Kilometer betragt.

Die Fahrtkostenerstattung wird in diesen Fallen unabhangig von der Funktion des
Ratsmitgliedes, von der Anzahl und Dauer der Sitzungen, von dem tatséchlichen
Sitzungsort und von der tatsédchlichen Entfernung der Wohnung vom Sitzungsort
pauschaliert in H6he von 15,00 € monatlich gezahlt.

8§ 2 Absatze 3 bis 5 gelten sinngemals.

Stellvertretende Burgermeister/innen erhalten, fir Fahrten, die sie in dieser Funktion
innerhalb des Gebietes der Stadt Diepholz durchfiihren eine besondere Fahrkos-
tenerstattung, die im Falle des Vorliegens der Voraussetzungen nach Absatz 1 ne-
ben der Fahrkostenerstattung fur Ratsmitglieder gezahlt wird. Diese Fahrkostener-
stattung wird unabhéngig von der Anzahl und der zuriickgelegten Wegstrecke der
tatsachlichen Fahrten, vom Beftrderungsmittel und ohne besonderen Nachweis
pauschaliert in Hohe von 20,00 € monatlich gezahlt. Die Pauschale wird bei Erfl-
lung der Voraussetzungen neben der Pauschale nach Absatz 1 gewéahrt. § 2 Ab-
satze 3 bis 5 gelten sinngemaR.

Fir Reisen, die Ratsmitglieder aul3erhalb des Gebietes der Stadt Diepholz fuhren,
wird im Einzelfall auf Antrag Reisekostenvergitung nach den jeweils fir Landesbe-
amte in Niedersachsen geltenden reisekostenrechtlichen Bestimmungen gewahrt,
wenn die jeweilige Reise vorher durch den Rat oder Verwaltungsausschuss geneh-
migt wurde. Im Fall der Gewéhrung von Reisekostenvergitung entféllt der Anspruch
auf Zahlung eines Sitzungsgeldes nach § 3. Dies gilt auch dann, wenn sich im Ein-
zelfall aufgrund der Dauer der Dienstreise nach den jeweils fir Landesbeamte in
Niedersachsen geltenden reisekostenrechtlichen Bestimmungen kein Anspruch auf
Tagegeld zur Abdeckung von Verpflegungsmehraufwendungen ergibt.

Die nicht dem Rat angehdrenden Ausschussmitglieder erhalten Reisekostenersatz
in den Fallen des Absatzes 3. Eine Fahrkostenerstattung nach Absatz 1 erfolgt
nicht.

§5

Verdienstausfall-Ersatz, Nachteils-Ausgleich
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Ratsmitglieder haben neben der Gewahrung von Aufwandsentschadigung und Sit-
zungsgeld einen Anspruch auf Ersatz ihres Verdienstausfalles nach MalRgabe der
Abséatze 2 bis 7.

Der Verdienstausfall wird nur ersetzt, wenn und soweit

> er tatsachlich entstanden ist,

» ausschlie3lich durch die Teilnahme an Sitzungen und anderen Anlassen im
Sinne von § 1 Absatz 3 bedingt ist,

» aufgrund der Ratsmitgliedschaft gegentiber der/dem Arbeitgeber/in kein Frei-
stellungsanspruch unter Fortzahlung des Arbeitsentgelts besteht und

» der tatsachliche Verdienstausfall im Einzelfall nachgewiesen wurde.

Der Verdienstausfall wird je angefangener Stunde der Inanspruchnahme als Rats-
mitglied nach 8§ 1 Absatz 3 und bis zu einem Héchstbetrag von 30,00 € pro Stunde
und 240,00 € pro Tag ersetzt. Sofern Ratsmitglieder eine selbstandige oder freibe-
rufliche Tatigkeit ausiiben, wird ihnen Verdienstausfall auf der Grundlage des
glaubhaft versicherten und durch geeignete Unterlagen nachgewiesenen oder zu-
mindest plausibel dargestellten durchschnittlichen Stundenverdienstes bis zu einem
Hoéchstbetrag von 30,00 € pro Stunde und 240,00 € pro Tag ersetzt.

Sofern Ratsmitglieder eine Arbeitnehmertatigkeit ausiben, haben sie wahlweise die
Maoglichkeit, sich den tatsachlichen, nachgewiesenen Netto-Einkommensverlust bis
zu den Hdéchstbetragen nach Absatz 3 ersetzen zu lassen oder zur Vermeidung von
Nachteilen in der Sozialversicherung ihren Anspruch auf Verdienstausfallersatz ge-
genlber der Stadt Diepholz an ihre/n Arbeitgeber/in abzutreten.

In diesem Fall wird zur Erflillung des Anspruchs des Ratsmitglieds auf Verdienst-
ausfallersatz der/dem Arbeitgeber/in der nachgewiesene Brutto-
Personalkostenaufwand bis zur Hoéhe der Hochstbetrdge nach Absatz 3 ersetzt.

Verdienstausfall wird grundsatzlich nicht ersetzt fur die Inanspruchnahme als Rats-
mitglied auBerhalb eines Zeitrahmens von werktaglich 07.00 — 19.00 Uhr.

Diese zeitliche Begrenzung gilt nicht im Fall von Ratsmitgliedern, die beruflich im
Schichtdienst tatig sind.

Bei Ratsmitgliedern mit selbstandiger oder freiberuflicher Tatigkeit wird Verdienst-
ausfall bei glaubhafter Versicherung des Ratsmitgliedes werktaglich von 07.00 bis
langstens 22.00 Uhr ersetzt.

Ratsmitglieder, die nach den Absétzen 1 bis 5 keinen Anspruch auf Ersatz des Ver-
dienstausfalls geltend machen kdnnen, denen aber im beruflichen Bereich aus-
schlie3lich durch die Inanspruchnahme als Ratsmitglied nach § 1 Absatz 3 ein drin-
gender Nachteil entsteht, der nur durch die Inanspruchnahme einer nicht zur Familie
des Ratsmitglieds gehdrenden, zu entlohnenden Hilfskraft ausgeglichen werden
kann, erhalten bei glaubhafter Versicherung im Einzelfall einen pauschalierten
Nachteils-Ausgleich in Hohe von 15,00 € je angefangener Stunde ihrer Inanspruch-
nahme als Ratsmitglied bzw. maximal 120,00 € je Tag.

Ratsmitglieder, die nach den Absétzen 1 bis 5 keinen Anspruch auf Ersatz des Ver-
dienstausfalls geltend machen koénnen, denen aber im Bereich der Haushaltsfih-
rung ausschlief3lich durch die Inanspruchnahme als Ratsmitglied nach 8§ 1 Absatz 3
ein erheblicher Nachteil entsteht, erhalten bei glaubhafter Versicherung im Einzelfall
einen pauschalierten Nachteils-Ausgleich in Hohe von 10,00 € je angefangener
Stunde ihrer Inanspruchnahme als Ratsmitglied bzw. maximal 80,00 € je Tag, wenn

a) der Haushalt des Ratsmitglieds mindestens 3 Personen umfasst und
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b) mindestens ein Haushaltsmitglied das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet
hat oder ein Haushaltsmitglied, auRer dem Ratsmitglied selbst, bereits das
67. Lebensjahr vollendet hat oder ein Haushaltsmitglied, auRer dem Rats-
mitglied selbst, eine anerkannt pflegebedurftige Person ist.

Nicht dem Rat angehérende Ausschussmitglieder haben Anspruch auf Ersatz ihres
Verdienstausfalls nach den Regelungen der Absétze 2 bis 5.

Die Zahlung des Verdienstausfall-Ersatzes und Nachteils-Ausgleichs nach den Ab-
satzen 1 bis 8 erfolgt zum 15. des Monats, der dem Monat folgt, in dem der Ver-
dienstausfall bzw. der berufliche oder haushaltliche Nachteil geltend gemacht und
belegt wurde.

§ 5a
Sachkosten-Pauschale fur digitale Gremienarbeit

Jedes Ratsmitglied erhalt von der Stadt Diepholz eine Sachkosten-Pauschale in
Hohe von 600,00 Euro fur den sachlichen Aufwand zur Beschaffung von Hardware
und sonstigem Bedarf fir die Teilnahme an der digitalen Gremienarbeit, sofern es
eine verpflichtende schriftliche Erklarung nach der ,Richtlinie zur digitalen Gremien-
arbeit* abgibt. Die Sachkostenpauschale nach Satz 1 beinhaltet samtliche Betriebs-
aufwendungen fir Instandhaltung und andere laufende Kosten des Ratsmitglieds flr
den Betrieb des digitalen Endgerates sowie auch die Kosten fir eine eventuell er-
forderliche Ersatzbeschaffung.

Die Sachkostenpauschale wird als Einmalzahlung fir die jeweils laufende Wahlperi-
ode des Rates und bis maximal zwei Jahre vor Ablauf einer Wahlperiode des Rates
in der in Absatz 1 Satz 1 genannten H6he gewahrt. Bei Beginn einer Ratsmitglied-
schaft innerhalb von zwei Jahren vor Ablauf der Wahlperiode wird ein zeitanteilig
berechneter Teilbetrag der Sachkostenpauschale nach Absatz 1 Satz 1 fir jeden
vollen Kalendermonat des Bestehens der Ratsmitgliedschaft gewahrt. Bei Aus-
scheiden eines Ratsmitgliedes vor Ablauf einer Wahlperiode aus dem Rat der Stadt
Diepholz, ist die gewahrte Sachkostenpauschale zeitanteilig je vollem Kalendermo-
nat des vorzeitigen Ausscheidens vom Ratsmitglied an die Stadt Diepholz zu erstat-
ten.

Ratsmitglieder, die nicht an der digitalen Gremienarbeit teilnehmen, erhalten zusatz-
lich zur Sachkostenpauschale nach Absatz 1 Satz 1 einen pauschalen Sachkosten-
zuschlag von 5,00 Euro je vollem Kalendermonat der Ratsmitgliedschaft zur De-
ckung der ihnen durch den Ausdruck der digital Ubersandten Sitzungsunterlagen in
eigener Verantwortung entstehenden Kosten.

Beratende Mitglieder der Fachausschiisse erhalten fir den Ausdruck der Sitzungs-
unterlagen in eigener Verantwortung bzw. fiir den Einsatz ihres privaten Endgerates
eine Sachkostenpauschale in Hohe von 5,00 Euro pro Sitzung.



8§86
Entfallen von Entschadigungsansprichen, Verzicht auf Entschadigung

(1) Die Entschadigungsanspriiche der Ratsmitglieder nach den 88 2 bis 5 entfallen voll-
standig bei einem Sitzverlust (8§ 52 NKomVG) ab dem Tag der Wirksamkeit des
Sitzverlustes sowie bei einem Ruhen der Ratsmitgliedschaft (§ 53 NKomVG) fur die
Dauer des wirksamen Ruhens der Mitgliedschaft.

Gleiches gilt fiir die nicht dem Rat angehdrenden Ausschussmitglieder sinngemaf.
§ 2 Absatz 4 gilt entsprechend.

(2) Die Ratsmitglieder und die nicht dem Rat angehdrenden Ausschussmitglieder ha-
ben die Mdglichkeit, durch schriftliche oder zur Sitzungsniederschrift in einer Sitzung
mundlich abgegebene Erklarung jederzeit widerruflich auf die Gewahrung von Ent-
schadigungszahlungen nach dieser Satzung ganz oder teilweise zu verzichten.

87
Zuwendungen an die Fraktionen zu Sach- und Personalkosten

(1) Die Fraktionen im Rat der Stadt Diepholz erhalten gemaf § 57 Absatz 3 NKomVG
zur Deckung der sachlichen und personellen Aufwendungen ihrer Fraktionsge-
schéftsfiihrung eine Zuwendung.

(2) Die Zuwendung errechnet sich wie folgt:

Grundbetrag je Fraktion: 40,00 € monatlich
zuziglich je Ratsmitglied der Fraktion: 15,00 € monatlich*

* Dieser Betrag beinhaltet einen Anteil von 2,50 € je Fraktionsmitglied monatlich
als Eigenbeitrag der Fraktionen flir Serviceleistungen im Rahmen des Sitzungs-
betriebes.

(3) Die um den Eigenbeitrag der Fraktionen gekiirzte Zuwendung wird in vier Teilbetra-
gen jeweils zu Beginn eines Kalendervierteljahres an die Fraktionen ausgezahlt.
Nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres sowie zum Ende einer Wahlperiode des
Rates haben die Fraktionen der Stadt Diepholz einen Nachweis lber die Verwen-
dung der Zuwendung vorzulegen und den nicht bendétigten Teil der Zuwendung zu
erstatten. Der Nachweis ist innerhalb von 3 Monaten nach dem Ende des jeweiligen
Zuwendungszeitraumes zu erbringen.

Abschnitt Il

- Ehrenbeamte und sonstige, fur die Stadt Diepholz ehrenamtlich Tatige -

88
Ortsvorsteher/innen

(1) Die vom Rat gemald 8§ 96 NKomVG bestellten Ortsvorsteher/innen erhalten fir ihre
im Ehrenbeamtenverhaltnis ausgetbte Tatigkeit, unabhangig von den tatsachlich
durch die Ausubung der Funktion entstehenden Auslagen und unabhangig von der
Einwohnerzahl der Ortsteile, fir die sie bestellt sind, einen pauschalierten Aufwen-
dungsersatz in Hohe von 140,00 € monatlich.



(2) Die Aufwendungspauschale fur Ortsvorsteher wird neben der Grundpauschale und
der Funktionspauschale fur Ratsmitglieder nach § 2 Absatz 1 gezahlt.
Im Ubrigen gelten fur die Gewahrung dieser Aufwendungspauschale die Vorschrif-
ten des Abschnitts |, 8§ 2 Abséatze 3 bis 5 entsprechend.

(3) Mit der Aufwendungspauschale nach Absatz 1 sind auch samtliche Fahrkosten, die
in der Funktion als Ortvorsteher entstehen, abgegolten. Fir Anspriiche auf Ver-
dienstausfall-Ersatz oder Nachteilsausgleich gelten die Regelungen des § 5 Absét-
ze 2 bis 7 und 9 sinngemali.

8§89
Sonstige ehrenamtlich Tatige

(1) Personen, die ehrenamtlich in Gremien der Stadt Diepholz oder in Einzelfunktionen
auf Bestellung oder Veranlassung der Stadt Diepholz tétig sind und deren Téatigkeit
nicht den Bestimmungen der Abschnitte | und 11l zuzuordnen ist, erhalten grundséatz-
lich keine Entschadigung, sofern nicht ein zwingender Anspruch aufgrund einer ge-
setzlichen Regelung zum Zeitpunkt der Aufnahme der Téatigkeit besteht oder im Ver-
lauf der Téatigkeit entsteht.

(2) Der Rat kann durch Einzelbeschluss vorsehen, dass ehrenamtlich Tatige im Sinne
des Absatzes 1, denen kein gesetzlicher Entschadigungsanspruch zusteht, eine o-
der mehrere der Entschadigungsarten nach § 1 Absatz 4 gewahrt wird, wenn und
soweit diesen Personen im Hinblick auf den Zeit- und Kostenaufwand dieser Tétig-
keit im Vergleich zu dem Aufwand der Personen nach den Abschnitten | und Il die
entschadigungslose Auslbung der ehrenamtlichen Tatigkeit nicht zuzumuten ist.
Der Rat setzt in diesen Fallen die Arten und Betrdge der Entschadigungsanspriiche
ausschlielich funktionsbezogen konkret fest.

(3) § 2 Abséatze 3 bis 5 und § 6 Absatz 2 gelten in diesen Féllen sinngemal.

Abschnitt 1l

- Funktionstrager/innen der Freiwilligen Feuerwehren -

§10

Aufwendungspauschale fur die Funktionstragerinnen und Funktionstrager
der Freiwilligen Feuerwehr

(1) Funktionstragerinnen und Funktionstrager der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt
Diepholz erhalten Ersatz ihrer Aufwendungen in pauschalierter Form.
Die Aufwendungspauschale wird funktionsbezogen, unabhéangig von der tatsachlichen
Haufigkeit und dem zeitlichen Umfang der Inanspruchnahme und den dabei konkret
entstehenden Aufwendungen, nach MalRgabe der Absatze 2 bis 5 gewahrt. Mit dieser
Pauschale sind alle durch die jeweilige Funktion bedingten Aufwendungen, mit Aus-
nahme von Verdienstausfall-Ersatz nach 8 11 und Reisekostenvergiitung nach 8§ 12,
vollstandig abgegolten.
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(2) Diel/der Stadtbrandmeister/in und die Ortsbrandmeister/innen erhalten folgende Auf-
wendungspauschale:

a) Stadtbrandmeister/Stadtbrandmeisterin monatlich 250,00 €

b) Ortsbrandmeister/Ortsbrandmeisterinnen der

Ortsfeuerwehr Diepholz monatlich 150,00 €
Ortsfeuerwehr Aschen monatlich 120,00 €
Ortsfeuerwehr Sankt Hilfe monatlich 120,00 €
Ortsfeuerwehr Heede monatlich 120,00 €.

Stellvertreter/innen erhalten jeweils die Halfte der Betrage nach Satz 1.

(3) Fur die ubrigen ehrenamtlichen Funktionstrager/Funktionstragerinnen der Freiwilligen
Feuerwehr werden folgende Aufwendungspauschalen festgesetzt:

a) Auf der Ebene der Stadtfeuerwehr:

Atemschutzgeratewart/in monatlich 100,00 €
Schriftfiihrer/in monatlich 55,00 €
Stadtausbildungsleiter/in monatlich 55,00 €
Sicherheitsbeauftragte/r monatlich 55,00 €
Jugendwart/in monatlich 55,00 €
Kleiderwart/in monatlich 55,00 €
Kinderwart/in monatlich 55,00 €
Pressewart/in monatlich 45,00 €
Brandschutzerzieher/in monatlich 45,00 €

b) Auf der Ebene der Ortsfeuerwehren:

Atemschutzgeratewart/in monatlich 75,00 €
stellv. Atemschutzgeratewart/in monatlich 40,00 €
Geratewart/in monatlich 75,00 €
stellv. Geratewart/in monatlich 40,00 €
Jugendwart/in monatlich 75,00 €
stellv. Jugendwart/in monatlich 40,00 €
Brandschutzerzieher monatlich 30,00 €
Kinderwart/in monatlich 75,00 €
stellv. Kinderwart/in monatlich 40,00 €

Ausbilder + Verpflegung MGA
(pro Ausbilder / Kiichenkraft
pro Unterrichtseinheit (UE)) UE 5,00 €

(4) Die Aufwendungspauschale wird zum Ersten eines Kalendermonats fur den laufenden
Monat gezahlt. Die Entschadigung der Unterrichtseinheiten ist vier Wochen nach Ab-
solvierung der MGA schriftlich bei der Stadt anzufordern.

(5) 8 2 Absatze 4 und 5 sowie § 6 Absatz 2 gelten sinngemaf fur die Aufwendungspau-
schalen aller Funktionstrager/innen und stellvertretenden Funktionstrager/innen der
Freiwilligen Feuerwehr.



811
Verdienstausfall-Ersatz; Nachteilsausgleich

Der Anspruch auf Ersatz von Verdienstausfall richtet sich nach § 12 des Niedersachsi-
schen Brandschutzgesetzes (NBrandSchG) in der jeweils giltigen Fassung, mit der
Mal3gabe, dass

a) fur den Verdienstausfall-Ersatz fur selbstandig oder freiberufliche tatige Mit-
glieder der Freiwilligen Feuerwehr ein Hochstbetrag von 30,00 € je Stunde
und 240,00 € je Tag,

b) flr erstattungsfahige nachgewiesene Aufwendungen fir die Betreuung von
mindestens einem Kind unter zehn Jahren ein Pauschalbetrag von 10,00 €
je angefangener Stunde und 80,00 € je Tag und

¢) in Fallen, in denen kein Verdienstausfall, sondern ausschlieR3lich ein sonsti-
ger Nachteil bei der Haushaltsfihrung im Sinne des § 5 Absatz 7 geltend
gemacht werden kann, ein Pauschalbetrag von 10,00 € je angefangener
Stunde und 80,00 € je Tag

festgesetzt wird.

§12
Reisekostenersatz

(1) Die Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr erhalten im Einzelfall auf Antrag nach Durch-
fuhrung genehmigter Dienstreisen auRerhalb des Gebietes der Stadt Diepholz Reise-
kostenersatz nach den jeweils flr Landesbeamte in Niedersachsen geltenden reisekos-
tenrechtlichen Bestimmungen.

(2) Abweichend von Absatz 1 wird fur die Teilnahme an Lehrgangen in den Feuerwehr-
technischen Zentralen der Kreisfeuerwehr Diepholz unabh&ngig von den tatséchlich
entstandenen Aufwendungen und ohne ihren Nachweis eine Pauschalentschadigung
wie folgt gewahrt:

a) fur eine ganztagige Veranstaltung 30,00 €
(mindestens 6 Zeitstunden einschliel3lich Wegezeit)

b) fir andere Veranstaltungen 15,00 €.
Mit dieser Pauschale sind samtliche Aufwendungen einschlie3lich der notwendigen
Fahrtkosten abgegolten.
Abschnitt IV
Gemeinsame Vorschriften

§13

Leistungserfullung, Ubertragbarkeit von Anspriichen
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(1) Mit der Gewahrung der Entschadigungsleistungen nach den Bestimmungen dieser
Satzung sind samtliche finanziellen Aufwendungen und Anspriche der Entschadi-
gungsberechtigten aus der jeweiligen ehrenamtlichen Tatigkeit abgegolten.

(2) Entschadigungsleistungen nach den Bestimmungen dieser Satzung werden zur Erstat-
tung und Abgeltung hdchstpersonlicher Aufwendungen und Leistungen gewaéhrt. Sie
sind daher, aufRer in den Fallen des 8 5 Absatz 4, nicht tbertragbar.

8§14

Steuerliche und sozialversicherungsrechtliche Behandlung der Entschadigungen

Die einkommensteuer- und sozialversicherungsrechtliche Behandlung aller Entschadigun-
gen, die nach dieser Satzung gewahrt werden, ist Sache der Entschadigungsempfanger.

§15
Inkrafttreten der Satzung
Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01. November 2026 in Kraft.
Zum gleichen Zeitpunkt tritt die ,Satzung Uber die Entschadigung der Ratsmitglieder und
sonstigen ehrenamtlich Tatigen in der Stadt Diepholz® vom 15.12.2011 in der Fassung der
Anderungssatzung vom 08.12.2021 auRer Kraft.
Diepholz, den 30. September 2026

gez. Florian Marré

Blrgermeister



	S A T Z U N G
	- Mitglieder kommunalrechtlicher Vertretungen und Ausschüsse -
	Art der Tätigkeit; Entschädigungsanlässe und -arten
	- Ehrenbeamte und sonstige, für die Stadt Diepholz ehrenamtlich Tätige -
	- Funktionsträger/innen der Freiwilligen Feuerwehren -

	Ortsfeuerwehr Diepholz monatlich  150,00 €
	Ortsfeuerwehr Aschen monatlich  120,00 €
	Ortsfeuerwehr Sankt Hülfe monatlich  120,00 €
	Ortsfeuerwehr Heede monatlich  120,00 €.
	Atemschutzgerätewart/in monatlich  100,00 €
	Stadtausbildungsleiter/in monatlich  55,00 €
	Sicherheitsbeauftragte/r monatlich  55,00 €
	Jugendwart/in monatlich  55,00 €
	Atemschutzgerätewart/in monatlich 75,00 €
	Gerätewart/in  monatlich  75,00 €
	Jugendwart/in monatlich  75,00 €
	Kinderwart/in monatlich 75,00 €
	Ausbilder + Verpflegung MGA
	(pro Ausbilder / Küchenkraft
	pro Unterrichtseinheit (UE)) UE 5,00 €


